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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

EU Europäische Union
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
SFA Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme
EG Europäische Gemeinschaft
ASEAN Verband Südostasiatischer Nationen
MERCOSUR Gemeinsamer Markt des Südens
NAFTA Nordamerikanisches Freihandelsabkommen
APEC Asiatisch-Pazifische Wirtschaftsgemeinschaft
DDR Deutsche demokratische republik
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
ISPA Institut suisse de prévention de l’alcoolisme et autres toxicomanies
CE Communauté européenne
ASEAN Association des nations de l'Asie du Sud-Est
MERCOSUR Marché commun du Sud
ALENA Accord de libre-échange nord-américain
APEC Coopération économique pour l'Asie-Pacifique
RDA République démocratique allemande
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Nationalrat verlängerte die Frist zur Behandlung einer parlamentarischen Initiative
Frey (fdp, NE) zur Zuständigkeitsordnung bei internationalen zivilrechtlichen
Streitigkeiten um weitere zwei Jahre. Die Rechtskommission rechnet damit, in der
ersten Hälfte des Jahres 2006 einen ersten konkreten Entwurf diskutieren zu können. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Die Rechtskommission des Nationalrats verabschiedete in Ausführung einer 1996 gegen
den Widerstand der Linken überwiesenen parlamentarischen Initiative Frey (svp, ZH)
einen Beschluss für die Erforschung der Beziehungen der Schweiz und ihrer Bewohner
zum Staatssicherheitsdienst (Stasi) der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik (DDR). Die Kommission für Rechtsfragen war zum Schluss gekommen, dass
einzig eine historische Aufarbeitung durch vom Staat unabhängige Personen oder
Institutionen in Frage kommt. Nur damit sei es überhaupt möglich, vor Ablauf der
Sperrfristen Zugang zu den deutschen Archiven zu erhalten. Aus demselben Grund sei
explizit darauf zu verzichten, die Ergebnisse dieser Forschung später als Beweismittel in
allfälligen strafrechtlichen Verfahren zu verwenden. Der von der Kommission dem
Parlament vorgeschlagene Bundesbeschluss zur Untersuchung des Verhältnisses der
Schweiz zur ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik lehnt sich, insbesondere
was das Verbot der Aktenvernichtung, die Verpflichtung zu Auskunftserteilung und die
Wahrung des Amtsgeheimnisses betrifft, stark an den Bundesbeschluss vom Dezember
1996 über die Aufarbeitung der Weltkriegsgeschichte (Kommission Bergier) an. Im
Gegensatz zu den Intentionen der Initiative sollen dabei nicht nur die politischen und
nachrichtendienstlichen, sondern auch die wirtschaftlichen Beziehungen ausgeleuchtet
werden. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.11.1997
HANS HIRTER

Im Gegensatz zum Nationalrat sah der Ständerat keine Veranlassung, die Beziehungen
von schweizerischen Personen und Unternehmen zur Staatssicherheitspolizei der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (Stasi) von Staates wegen
wissenschaftlich erforschen zu lassen. Er beschloss mit 23:9 Stimmen, auf einen mit
einer parlamentarischen Initiative Frey (svp, ZH) geforderten Bundesbeschluss nicht
einzutreten. Mit den Worten des Sprechers der Rechtskommission der kleinen Kammer
soll die Politik der historischen Forschung gute Rahmenbedingungen gewähren, sie
aber bei der Wahl ihrer Themen selbst gewähren lassen. Die Rechtskommission des
Nationalrats gab sich allerdings noch nicht geschlagen und beschloss, ihrer Kammer
eine Bestätigung des ursprünglichen Beschlusses zu beantragen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2000
HANS HIRTER

Der Ständerat bestätigte seinen Entscheid aus dem Vorjahr, die Beziehungen von
schweizerischen Personen und Unternehmen zur Staatssicherheitspolizei der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (Stasi) nicht von Staates wegen
wissenschaftlich erforschen zu lassen. Er lehnte die parlamentarische Initiative Frey
(svp, ZH) zum zweiten Mal und damit definitiv ab. Der Nationalrat hatte zuvor
beschlossen, die Initiative weiterhin zu unterstützen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2001
HANS HIRTER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 6. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung Ogis Nachfolger. Im ersten
Wahlgang erhielten von den offiziellen Kandidaten Fuhrer 54, die von den Grünen
nominierte Bühlmann 53 und Eberle 16 Stimmen. Klar vor Eberle lagen die im
Auswahlprozedere der nationalen SVP auf der Strecke gebliebenen Samuel Schmid und
Christoffel Brändli sowie der von der SP trotz seines Verzichts ins Spiel gebrachte Ulrich
Siegrist mit 50, 25 resp. 33 Stimmen. Bereits im zweiten Wahlgang schwenkte ein Teil
der SP-Fraktion von Bühlmann zu Siegrist, welcher sich mit 55 Stimmen hinter Schmid
(76) auf den zweiten Platz vorschob und dabei Rita Fuhrer (50) überholte. Diese
Reihenfolge blieb in den folgenden Wahlgängen unverändert, wobei die Stimmen für die
ausscheidenden Kandidierenden Brändli und Eberle zum grössten Teil Schmid zufielen.
Samuel Schmid wurde im sechsten Wahlgang bei einem absoluten Mehr von 117 mit 121
Stimmen gewählt; auf Siegrist entfielen 83 und auf Fuhrer 28 Stimmen. Um Siegrist zu
verhindern, hatte am Ende ein Teil der SVP-Fraktion von Fuhrer zu Schmid gewechselt.
Die SVP war zwar etwas verärgert über das Scheitern ihrer beiden offiziellen
Kandidaturen, Fraktionschef Frey (ZH) erklärte aber, auch mit Schmid als SVP-Vertreter
im Bundesrat leben zu können. Im Anschluss an diese Entscheidung wurde Moritz
Leuenberger (sp) mit 187 Stimmen zum Bundespräsidenten für das Jahr 2001 und
Kaspar Villiger zu seinem Vize gewählt. Zu Rochaden bei der Departementsverteilung
kam es nicht: Schmid trat auf den 1. Januar 2001 die Nachfolge von Ogi als Vorsteher
des VBS an. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2000
HANS HIRTER

Volksrechte

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat die Volksinitiative „für eine
Beschleunigung der direkten Demokratie“. Im Namen der Staatspolitischen
Kommission, welche einstimmig deren Ablehnung empfahl, legte Andreas Gross (sp, ZH)
noch einmal die wichtigsten Gegenargumente dar, die er bereits vor einem Jahr gegen
eine radikale Verkürzung der Fristen vorgebracht hatte: die Funktion der Volksinitiative
im schweizerischen politischen System und die bereits vorgenommenen
Fristenverkürzungen. Die Fraktionen aller vier Bundesratsparteien, der Grünen und der
Liberalen sprachen sich ebenfalls gegen die Initiative aus. Die LdU/EVP-Fraktion
hingegen unterstützte einen Antrag Schaller (ldu, ZH), der den Initianten mit einem
Gegenvorschlag entgegenkommen wollte; dieser wurde jedoch mit 138:10 Stimmen
abgelehnt. Ein Antrag Schaller/Maspoli (lega, TI), die Initiative zur Annahme zu
empfehlen, wurde gegen die Stimmen der FP, des LdU und etwa eines Drittels der SVP-
Fraktion (darunter die Zürcher Blocher, Frey und Maurer) abgelehnt. Im Ständerat
setzte sich niemand für die Annahme des Volksbegehrens ein. In der
Schlussabstimmung verabschiedete der Nationalrat die Ablehnungsempfehlung mit
161:29, der Ständerat mit 42:0 Stimmen. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die Grossunternehmer bilden im neu zusammengesetzten Nationalrat nur noch eine
Vierer-Gruppe (der neu gewählte Gerold Bührer (fdp, SH) und die Bisherigen Christoph
Blocher, Walter Frey (beide svp, ZH) und François Loeb (fdp, BE)). Am meisten zulegen
konnte die Kategorie der Gewerbetreibenden und der Freiberuflichen, vor allem dank
den Vertretern der AP: dem Architekten Walter Steinemann (SG), dem
Transportunternehmer Ulrich Giezendanner (AG) und dem Elektromonteur Peter Jenni
(BE). Die Juristen dominieren aber im neuen Parlament vor den Unterrichtsberufen und
den Landwirten. 7

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Une fois achevé le débat relatif à l'initiative des Démocrates suisses et de la Lega, le
Conseil national a en outre traité à la suite divers motions et postulats ayant pour objet
la politique d'intégration européenne de la Suisse. Ainsi, la motion déposée en 1994 par
le groupe de l'Union démocratique du centre selon laquelle le gouvernement est
chargé de donner une nouvelle orientation à la politique extérieure de la Suisse en
renonçant avant tout à l'adhésion à l'UE comme objectif stratégique a été transmise
comme postulat. Bien que poursuivant une finalité fort différente de celle de la motion
du groupe UDC, la motion Comby (prd, VS) - qui enjoint le Conseil fédéral de réactiver
la demande d'adhésion de la Suisse à l'UE sitôt connu le résultat des négociations
bilatérales - a également été transmise sous la forme moins contraignante du postulat,
et ce en dépit de l'opposition formulée par les députés Reimann (udc, AG) et Frey (udc,
ZH). En revanche, la motion Keller (ds, BL) chargeant le Conseil fédéral de baser sa
politique étrangère sur le strict maintien de la neutralité du pays et, à ce titre, de
renoncer notamment à l'adhésion de la Confédération à l'Union européenne n'a pas été
transmise par les députés du National. Un postulat du même auteur demandant au
gouvernement de revoir son rapport sur la politique étrangère de la Suisse en tenant
compte de l'opinion exprimée par la majorité des citoyens lors du vote sur l'EEE devait
d'ailleurs connaître le même sort. 8

MOTION
DATUM: 20.03.1996
LIONEL EPERON

Beziehungen zu internationalen Organisationen

A coté des partis et des associations économiques, de nombreux comités, en faveur ou
contre le traité EEE, réunissant des personnalités publiques, ont vu le jour aux niveaux
national et cantonal. Au début de l'été a eu lieu la fondation du principal comité
d'opposition: le «Comité d'action contre la tutelle de I'EEE et de la CE – pour une
Suisse ouverte au monde», présidé par W. Frey (udc, ZH) et J.P. Bonny (prd, BE) et
composé d'une quarantaine de députés nationaux, dont seulement trois romands – 20
démocrates du centre, huit radicaux, sept automobilistes, cinq démocrates suisses, 3
membres de la Lega dei Ticinesi, 1 libéral et le représentant de l'Union démocratique
fédérale –, et de représentants du monde économique. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.11.1992
ANDRÉ MACH

Aussenwirtschaftspolitik

Rédigée dans le même esprit que la motion défendue par le député Frey (udc, ZH), la
motion du groupe du parti de la liberté enjoignant le Conseil fédéral d'engager des
pourparlers bilatéraux avec l'ALENA, le Mercosur, l'ASEAN et l'APEC pour que des
accords de libre-échange puissent être conclus avec ces associations économiques a
été transmise sous forme de postulat. 10

MOTION
DATUM: 21.06.1996
LIONEL EPERON

Au terme du long débat suscité par le rapport sur la politique économique extérieure
1995/1+2 quant aux enjeux économiques, politiques, sociaux et écologiques qu'entraîne
pour la Suisse le processus de mondialisation de l'économie, le Conseil national a en
outre décidé de transmettre comme postulat une motion de la Commission de
politique extérieure déposée par Walter Frey (udc, ZH). Reprenant l'idée lancée en
début d'année par Christoph Blocher (udc, ZH), celle-ci enjoigne le Conseil fédéral
d'entrer en négociation avec les Etats-Unis concernant un accord de libre-échange
ainsi que de promouvoir l'extension des relations économiques et commerciales avec
d'autres organisations régionales, y compris avec l'UE. La discussion relative à cet objet
a mis en évidence les doutes de certains parlementaires quant à la capacité de la Suisse
à négocier seule des accords de ce type ainsi qu'à la finalité même de la démarche des
motionnaires que d'aucuns ont rattaché à leur intention de faire passer à l'arrière-plan
la question de l'intégration européenne. Quant au Conseil fédéral, il a estimé qu'il
convenait d'examiner plus attentivement - s'agissant des Etats-Unis - les avantages et
inconvénients d'un tel exercice de libre-échange avant d'entamer des négociations
dans ce sens. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.09.1996
LIONEL EPERON
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national s'est attaché à réaliser quelques substantielles économies lors de
l'examen du budget militaire 1993. Il a ainsi décidé d'amputer ce dernier d'une somme
de CHF 150 millions (dont 97 concernent l'armement). De la sorte, le budget total a
atteint CHF 5.9 milliards, c'est-à-dire 330 millions de moins qu'en 1992 et 10% de
moins en valeur nominale que celui de 1991. La gauche avait demandé une réduction de
250 millions, faisant remarquer que, depuis 1987, le DMF avait pu adapter son budget
au renchérissement sans avoir de nouvelles tâches à assumer, et en conservant intacts
ses effectifs en personnel. Les écologistes, pour leur part, désiraient une diminution de
480 millions. La Chambre a cependant largement rejeté ces propositions, tout comme
celles de l'UDC qui demandait qu'aucune coupe ne soit pratiquée, et de Walter Frey
(udc, ZH) proposant que l'on se limite à CHF 100 millions. De son côté, la protection
civile n'a pas échappé aux réductions budgétaires puisque le Conseil national a
supprimé CHF 30 millions sur un total de 147, alors que les socialistes en demandaient
50. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Börsen

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit dem neuen Bundesgesetz über die
Börsen und den Effektenhandel, welches die bestehenden kantonalen Börsengesetze
ablösen soll. In der Eintretensdebatte stellten sich die Sprecher der bürgerlichen
Fraktionen und der vorberatenden Kommission grundsätzlich hinter die vom Ständerat
eingeschlagene Politik einer weitgehenden Selbstregulierung der Börse. Gegen den
Widerstand der SP und von Bundesrat Stich hielt die Mehrheit an praktisch allen
Beschlüssen des Ständerats fest. Insbesondere stimmte sie auch der Idee zu, dass die
Beschwerdekommission über die Börsenzulassung von den Börsen selbst gebildet
werden soll. Auch bei den Übernahmeregelungen setzte sich die Linie des Ständerates
durch. Ein von Dreher (fp, ZH) und Frey (svp, ZH) unterstützter Streichungsantrag
Blocher (svp, ZH) unterlag mit 117 zu 15 Stimmen. Die Vorschrift, dass bei Überschreiten
eines Beteiligungsanteils von einem Drittel den übrigen Aktionären ein öffentliches
Kaufangebot gemacht werden muss, wurde allerdings für Erbschafts– und
Schenkungsfälle gelockert. Die Forderung der SP, dass die Spielregeln für
Übernahmeangebote nicht von einer Kommission, sondern vom Bundesrat festgelegt
werden sollen, konnte sich nicht durchsetzen. In der Frage der internationalen
Amtshilfe obsiegte ebenfalls der Beschluss des Ständerats, dass Staatsverträge über die
Zusammenarbeit der Bundesbehörden mit ausländischen Aufsichtsstellen – analog zur
Regelung im Bankengesetz – vom Parlament genehmigt werden müssen. Da der
Ständerat in der Differenzbereinigung in einigen wenigen Punkten an seiner Fassung
festhielt, konnte das Gesetz im Berichtsjahr noch nicht verabschiedet werden. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1994
HANS HIRTER

Die Differenzbereinigung beim neuen Bundesgesetz über die Börsen und den
Effektenhandel konnte im Berichtsjahr abgeschlossen werden. Umstritten war
weiterhin die Pflicht eines Aktionärs, der einen bestimmten Minimalanteil an Aktien
erworben hat, den übrigen Teilhabern ein öffentliches Kaufangebot zu machen.
Nachdem bekannt wurde, dass eine entsprechende Richtlinie der EU infolge politischer
Widerstände blockiert ist, kamen dem Nationalrat wieder Zweifel am Sinn dieser
Vorschrift. Er beschloss, die Frage nochmals an seine Kommission zurückzuweisen.
Diese legte dann eine Variante vor, welche die Angebotspflicht zwar beibehält, der
Aufsichtsbehörde aber erlaubt, bei einer Reihe von Gründen von dieser Pflicht
abzusehen. Ein solcher Ausnahmegrund kann zum Beispiel dann vorliegen, wenn die
Anteilsquote durch eine Übertragung innerhalb einer Aktionärsgruppe überschritten
worden ist, ein anderer, wenn ein Aktienpaket in der Absicht erworben worden ist, die
Gesellschaft zu sanieren. Diese Ausnahmeregel entspricht derjenigen, welche in
London, einem der Hauptkonkurrenten des schweizerischen Finanzplatzes, gültig ist.
Der Nationalrat und anschliessend auch der Ständerat akzeptierten diesen Vorschlag. In
der Schlussabstimmung wurde das neue Börsengesetz im Nationalrat bei drei
Gegenstimmen (Blocher und Frey, beide svp, ZH sowie Stalder, sd, BE) und im Ständerat

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER
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einstimmig gutgeheissen. 14

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Début décembre, le Conseil national, contre l'avis de sa commission, qui s'était
prononcée en faveur de l'article constitutionnel approuvé par le Conseil des Etats
complété de quelques amendements, a accepté à une large majorité les propositions
Tschuppert (prd, LU), Frey (udc, ZH) et Leu (pdc, LU) de renvoyer l'objet à la
commission avec pour mandat, entre autres, d'assurer le financement des paiements
directs. Ces trois députés ont souligné qu'il était préférable d'attendre le résultat final
des négociations du cycle de l'Uruguay avant d'adopter un nouvel article
constitutionnel.

Par ailleurs, en raison de l'expiration prochaine du délai pour débattre de l'initiative
populaire de l'USP, déposée en février 1990, les Chambres fédérales ont décidé de
prolonger celui-ci d'un an. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.12.1993
ANDRÉ MACH

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Le Conseil national a accepté la motion Frey (udc, ZH) (90.421) sur l'étude du gibier
ainsi que celle de D. Lauber (pdc, VS) de même teneur, adoptée l'an passé par le Conseil
des États. 16

MOTION
DATUM: 18.09.1991
SERGE TERRIBILINI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Le Conseil national a décidé de ne pas donner suite à l'initiative parlementaire Scherrer
(pa, BE) qui prévoyait une révision de la loi sur la circulation routière afin d'y inscrire et
d'y relever les limitations maximales de vitesse autorisées sur les routes et les
autoroutes, ce qui aurait signifié un transfert de compétences du Conseil fédéral au
parlement. Le texte de l'initiant prévoyait'de fixer les limites maximales sur les routes
hors des localités à 100 km/h et à 130 km/h pour les autoroutes, celles-ci ayant pu être
plus basses pour certains types de véhicules (camions, autocars, remorques) ou sur
certains tronçons particulièrement dangereux. Pour la majorité de la chambre, la
fixation des limitations de vitesse doit rester de la compétence du gouvernement, car
cela nécessite de la souplesse et répond à des critères techniques qu'il serait
regrettable de politiser. En outre, les limitations en vigueur aujourd'hui seraient
pleinement satisfaisantes. La même chambre a également rejeté l'initiative
parlementaire Frey (udc, ZH) (Iv. pa. 91.422) qui entendait elle aussi inscrire les
limitations générales de vitesse dans la loi et non dans les ordonnances, mais sans fixer
de valeur à ces limitations. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Umweltschutz

Luftreinhaltung

Par le biais d'un postulat, déposé par W. Frey (udc, ZH) et transmis par le Conseil
national, le Conseil fédéral s'est vu enjoint la mission d'établir un rapport sur les
problèmes relatifs au dioxyde de carbone (CO2) et à l'effet de serre. Destiné à servir
de base officielle aux discussions futures sur le sujet, il devra notamment contenir des
éléments quantitatifs très complets sur la production de gaz carbonique en Suisse et
dans le monde, la proportion de CO2  provenant des combustibles et carburants
d'origine fossile et le rôle de ces émissions dans l'effet de serre. 18

POSTULAT
DATUM: 22.06.1990
SERGE TERRIBILINI

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Rahmen der gemeinsamen Vorstösse der bürgerlichen Bundesratsparteien für eine
Deregulierung der Wirtschaft forderte eine Motion Frey (svp, ZH) vom Bundesrat eine
Lockerung der arbeitsmarktrechtlichen Bestimmungen. Insbesondere verlangte die
Motion ein verbessertes Aus- und Weiterbildungssystem, die Förderung der
interkantonalen Mobilität durch die gegenseitige Anerkennung von Diplomen, eine
weitgehende Aufhebung der Arbeitsschutzgesetzgebung im Bereich der
Mindestlohnvorschriften und des Kündigungsschutzes sowie eine Revision der
Ausländergesetzgebung mit dem Ziel einer vermehrten Rekrutierung qualifizierter
Arbeitnehmer. Der Bundesrat war nur bereit, die Forderung nach bedarfsgerechter
Aus- und Weiterbildung in der verbindlichen Form anzunehmen. Bei den in der Motion
erwähnten Mindestlohnvorschriften erinnerte er daran, dass das Bundesrecht keine
gesetzlich verankerten Mindestlöhne kennt, die Regierung der Einführung kantonaler
Vereinbarungen jedoch positiv gegenüber steht. Bei der Ausländerpolitik war er der
Ansicht, die Motion renne offene Türen ein, da die Praxis des Bundesrates seit einigen
Jahren bereits in diese Richtung gehe. Die grosse Kammer folgte den Anträgen des
Bundesrates und überwies lediglich den ersten Punkt der Motion in der bindenden
Form die restlichen Anträge nur als Postulat. 19

MOTION
DATUM: 14.12.1992
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Sowohl der eidgenössische Datenschutzbeauftragte wie die SFA lehnten klar
zwangsweise Drogentests bei Lehrlingen ab, wie sie beispielsweise der Basler
Pharmakonzern Roche und die Garagenbetriebe des grössten Autoimporteurs der
Schweiz, SVP-Nationalrat Frey (ZH), durchführen liessen. Die Urintests, denen sich die
Lehrlinge obligatorisch unterziehen müssten, seien rechtlich fragwürdig, würden wenig
taugen und den Zugang zu Jugendlichen mit tatsächlichen Drogenproblemen verbauen.
Noch deutlicher formulierte es der Bundesrat in seiner Antwort auf eine Einfache
Anfrage Zisyadis (pda, VD): Er befand, es bestehe keine gesetzliche Regelung und damit
keine Rechtfertigung für Drogentests bei auszubildenden Personen. 20

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.09.2000
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November trat Walter Frey (ZH) überraschend als Fraktionspräsident zurück. Als
Nachfolger zog die SVP-Fraktion den Baselbieter Caspar Baader dem Berner Hermann
Weyeneth vor. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Vor den Präsidentschaftswahlen im April wurde spekuliert, dass Christoph Blocher (ZH)
seinen Rücktritt aus der Parteileitung geben würde. Blochers Strategie bei den
nationalen Wahlen im Herbst 2011 und bei den Bundesratswahlen war auf parteiinterne
Kritik gestossen. Diesen Spekulationen machte der ex-Bundesrat Mitte Februar ein
Ende, indem er seine erneute Kandidatur ankündigte. Die Kritik verstummte hingegen
nicht. Blocher sei vom Vorbild zur Hypothek für die Partei geworden; die Affäre
Hildebrand schade der Partei. Seine Arbeit als Strategiechef hätte sich nicht
ausbezahlt. Die Parteileitung schloss einen Rücktritt Blochers kategorisch aus,
nominierte ihn wieder und wies darauf hin, dass die Kritik insbesondere in der Presse,
nicht aber innerhalb der Partei laut sei. Parteipräsident Brunner (SG) habe den
Übervater der SVP persönlich zu einer weiteren Amtszeit als Vizepräsident überreden
müssen. Ebenfalls wieder antreten wollten Walter Frey (ZH) und Nadia Pieren (BE). Yvan
Perrin (NE) trat hingegen aus dem Vizepräsidium zurück und für den im Januar zum
Fraktionspräsidenten gewählten Adrian Amstutz (BE) musste ein Ersatz gefunden
werden. Für den verwaisten Sitz der Vertretung der französischsprachigen Sektionen

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.04.2012
MARC BÜHLMANN
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kündigten Oskar Freysinger (VS) und Grossrat Claude-Alain Voiblet (VD), der bei den
Regierungswahlen im Kanton Waadt gescheitert war, ihr Interesse an. Eine Kandidatur
reichten zudem die Schwyzer Kantonalpräsidentin und designierte Präsidentin der SVP-
Frauen Judith Übersax und Nationalrat Luzi Stamm (AG) ein. Die Parteileitung regte vor
den Wahlen am 5. Mai in Klingnau an, die Leitung von fünf auf sieben Personen zu
vergrössern, damit unter anderem auch die französischsprachige Schweiz sowie die
Frauen besser vertreten seien. Das Ressortsystem – unter anderem also auch die
Funktion des Strategiechefs – solle hingegen wieder abgeschafft werden. Die Zeichen
bei den Vorstandswahlen standen schliesslich auf Kontinuität: Präsident Toni Brunner
wurde ohne Gegenstimme und das neue siebenköpfige Vizepräsidium (Blocher, Frey,
Freysinger, Pieren, Stamm, Übersax, Voiblet) in globo und unter stehenden Ovationen
mit 414 zu 6 Stimmen bestätigt bzw. gewählt. Kritik wurde an der Versammlung kaum
laut. Im Gegenteil: Brunner, Blocher und die Partei wurden in mehreren emotionalen
Voten von Abgeordneten gelobt. Gescholten wurden hingegen die Medien, die ein
einseitiges und negatives Bild der SVP vermittelten. 22
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